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1. Ziele

Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache
soll das Erreichen der Bildungsabschlüsse ermöglicht werden,
die ihren Fähigkeiten und Leistungen entsprechen. Vorrangige
Bedeutung haben hierfür der Erwerb und die Erweiterung der
Kenntnisse in der deutschen Sprache, welche die Grundlage
für eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht und für die
schulische und gesellschaftliche Integration bilden.
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Entsprechend § 2 NSchG, der Empfehlung der Kultusminis-
terkonferenz „Interkulturelle Bildung und Erziehung in der
Schule“ vom 25.10.1996 und dem Beschluss der Kultusminis-
terkonferenz „Zuwanderung“ vom 24.5.2002 sollen die Bil-
dungsmaßnahmen darüber hinaus dazu beitragen, bei allen
Schülerinnen und Schülern die Fähigkeit zum interkulturellen
Austausch zu stärken und Zwei- und Mehrsprachigkeit zu för-
dern.

2. Einschulung, Aufnahme in die Schule und Feststellung
der deutschen Sprachkenntnisse

2.1 Kinder nichtdeutscher Herkunftssprache, die in Nieder-
sachsen schulpflichtig werden, sind wie alle anderen Kin-
der in die örtlich zuständige Grundschule gemäß Nr. 3 des
Bezugserlasses zu c) aufzunehmen. 

Gemäß § 54a NSchG und Bezugserlass zu d) führt die
Grundschule im Zusammenhang mit der Schulanmeldung
bei allen Kindern ein Verfahren zur Feststellung der deut-
schen Sprachkenntnisse durch.

Bei Bedarf ist die Sprachförderung in der Schule gemäß
Nr. 3 fortzuführen. Nicht ausreichende Deutschkenntnisse
sind allein kein Grund für die Zurückstellung vom Schul-
besuch.

2.2 Bei Schülerinnen und Schülern aus anderen Herkunftslän-
dern, die bei der Einreise in die Bundesrepublik Deutsch-
land bereits schulpflichtig sind, stellt die Schule im Rah-
men eines Aufnahmegesprächs den bisherigen schulischen
Werdegang und den Stand der Deutschkenntnisse fest.
Wenn die deutschen Sprachkenntnisse fehlen oder so ge-
ring sind, dass sie für eine Teilnahme am Unterricht der
Regelklasse nicht ausreichen, sollen die Schülerinnen und
Schüler zunächst am Unterricht einer Sprachlernklasse
gemäß Nr. 3.2 teilnehmen.

Wenn die Deutschkenntnisse der Schülerinnen und Schüler
für eine Teilnahme am Unterricht der Regelklasse voraus-
sichtlich ausreichen, nehmen die Schülerinnen und Schü-
ler an der örtlich zuständigen Schule grundsätzlich am Un-
terricht des Schuljahrgangs teil, der ihrem Alter und ihrem
bisherigen Schulbesuch entspricht. Bei Bedarf erhalten sie
Sprachfördermaßnahmen gemäß Nrn. 3.3, 3.4 oder 3.5. 

Wenn trotz der Teilnahme an Sprachfördermaßnahmen auf
Grund des Bildungsstands der Schülerinnen und Schüler
ein erfolgreicher Besuch der entsprechenden Regelklasse
nicht zu erwarten ist, können sie nach einer angemessenen
Beobachtungszeit auf Beschluss der Klassenkonferenz vorü-
bergehend oder bis zum Ablauf des Schuljahres in den
nächst niedrigeren Schuljahrgang aufgenommen werden.

2.3 Bei der Klassenbildung ist darauf zu achten, dass Schüle-
rinnen und Schüler, die noch einer besonderen Förderung
in der deutschen Sprache bedürfen, auf die jeweiligen Klas-
sen möglichst gleichmäßig verteilt werden.

2.4 Zugewanderte Jugendliche, die das 15. Lebensjahr bereits
vollendet haben und ihre Schulpflicht nicht mehr in einer
allgemein bildenden Schule erfüllen, müssen sich umge-
hend bei der für ihren Wohnort vom Schulträger be-
stimmten berufsbildenden Schule anmelden.

3. Fördermaßnahmen in den Schulen des Primarbereichs
und des Sekundarbereichs I

Die Integration und Förderung von Schülerinnen und
Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache sind Bestand-
teil des Bildungsauftrags und des pädagogischen Kon-
zepts der Schule. Die Förderung von Sprech- und
Sprachkompetenz ist Aufgabe jeden Unterrichts und
nicht allein des Deutschunterrichts und des Sprachför-
derunterrichts.  

Für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Her-
kunftssprache, die über unzureichende Kenntnisse der
deutschen Sprache verfügen, sind gemäß § 54a NSchG
besondere Fördermaßnahmen zum Erwerb oder zur Ver-
besserung der deutschen Sprachkenntnisse einzurichten. 

Die individuelle Lernentwicklung ist gemäß den gelten-
den Grundsatzerlassen für die Schulformen fortlaufend
zu begleiten, zu beobachten und zu dokumentieren.
Den individuellen Lernvoraussetzungen der Schülerin-
nen und Schüler ist auch bei der Sprachförderung Rech-
nung zu tragen. Die Zwei- oder Mehrsprachigkeit der
Schülerinnen und Schüler soll dabei berücksichtigt wer-
den und Anerkennung erfahren. 

Curriculare Grundlage für den Unterricht in den
Sprachfördermaßnahmen sind die „Didaktisch-methodi-
schen Empfehlungen für die Sprachförderung vor der
Einschulung“ und die Rahmenrichtlinien „Deutsch als
Zweitsprache“.

Besondere Fördermaßnahmen sind:

– Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung

– Sprachlernklassen

– Förderkurse „Deutsch als Zweitsprache“

– Förderunterricht

– Förderung nach genehmigtem Förderkonzept. 

Für die Durchführung dieser besonderen Fördermaß-
nahmen werden gemäß Nr. 5.5 des Bezugserlasses zu l)
zusätzliche Kontingente an Lehrerstunden zur Verfü-
gung gestellt, deren Umfang durch die oberste Schul-
behörde jährlich festgelegt wird. Die zusätzlichen Stun-
denkontingente sind zweckgebunden zu verwenden und
in dem Stundenplan der Schule auszuweisen. Über die
Verwendung der ihnen zugewiesenen Stundenkontin-
gente für die Sprachförderung berichten die Schulen
jährlich im Februar im Zusammenhang mit der Erhe-
bung zur Unterrichtsversorgung. Ein Mustervordruck
für die Erstellung des Sprachförderberichts wird den
Schulen zur Verfügung gestellt. Die Vorlage des Sprach-
förderberichts ist Voraussetzung für die Zuweisung der
zusätzlichen Stundenkontingente an die Schule im dar-
auf folgenden Schuljahr.

3.1 Sprachfördermaßnahmen vor der Einschulung

Kinder, bei denen gemäß Nr. 2.1 festgestellt wurde, dass
ihre Deutschkenntnisse für eine erfolgreiche Teilnahme
am Unterricht des 1. Schuljahrgangs nicht ausreichen,
nehmen ab dem 1. Februar des Einschulungsjahres bis
zum Schuljahresende an verpflichtenden Sprachförder-
maßnahmen teil. Näheres über die Durchführung ist in
dem Bezugserlass zu d) geregelt.

3.2 Sprachlernklassen

3.2.1 Wenn eine Schule von mindestens zehn Schülerinnen
und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache besucht

476 AMTLICHER TEIL SVBl 9/2005



wird, die auf Grund erheblicher Defizite in der deut-
schen Sprache dem Unterricht in der Regelklasse noch
nicht folgen können, soll eine Sprachlernklasse einge-
richtet werden. 

Die Schülerhöchstzahl beträgt gemäß Bezugserlass zu l)
16 Schülerinnen und Schüler. Sprachlernklassen können
auch jahrgangsübergreifend gebildet werden.

Der Unterricht in der Sprachlernklasse umfasst 23 Wo-
chenstunden für die Schülerinnen und Schüler der
Schuljahrgänge 1 bis 4 und 30 Wochenstunden für
Schülerinnen und Schüler der Schuljahrgänge 5 bis 10. 

3.2.2 Der Unterricht in der Sprachlernklasse dient vorrangig
dem Erwerb und der Erweiterung der deutschen Sprach-
kenntnisse und bereitet auf den Übergang in die Regel-
klasse vor. Er darf sich daher nicht auf Sprachunterricht
beschränken, sondern ist auch fachbezogen zu erteilen.
Bei der Vermittlung fachlicher Inhalte orientiert er sich
an den curricularen Vorgaben für die Fächer in der je-
weiligen Schulform. Um einen möglichst problemlosen
Übergang zu gewährleisten, soll der Unterricht in der
Sprachlernklasse in enger Abstimmung mit dem Unter-
richt in den Regelklassen durchgeführt werden. Im Hin-
blick auf die zu erreichende Integration sollen die Schü-
lerinnen und Schüler einer Sprachlernklasse schon von
Anfang an in ausgewählten Fächern (z. B. in musisch-
kulturellen, in praxisbezogenen Fächern und im Sport)
am Unterricht ihrer künftigen Regelklasse teilnehmen. 

3.2.3 Der Besuch einer Sprachlernklasse dauert in der Regel ein
Jahr, kann aber entsprechend dem Stand der Deutsch-
kenntnisse verkürzt werden, um den Übergang in die Re-
gelklasse für die Schülerinnen und Schüler individuell
flexibel zu gestalten. Bei Schülerinnen und Schülern der
Schuljahrgänge 8, 9 und 10 kann die Besuchsdauer gene-
rell auf zwei Jahre verlängert werden, damit diese Schüler-
innen und Schüler auf den Übergang in eine Schule des
Sekundarbereichs II vorbereitet werden können.

3.2.4 Für Schülerinnen und Schüler aus mehreren Schulen des
Sekundarbereichs I kann die Schulbehörde im Einver-
nehmen mit dem Schulträger Sprachlernklassen auch an
zentralen Schulstandorten in der Region einrichten, um
die erforderliche Mindestzahl zur Einrichtung einer
Sprachlernklasse zu erreichen. Die zentralen Sprachlern-
klassen können auch jahrgangs- und schulformübergrei-
fend eingerichtet werden.

3.2.5 Schülerinnen und Schüler, die eine Sprachlernklasse be-
sucht haben, können bei Bedarf anschließend an einem
Förderkurs gemäß Nr. 3.3 oder am Förderunterricht
gemäß Nr. 3.4 teilnehmen.

3.2.6 § 70 Abs. 1 NSchG, nach dem die Schulbehörde für
einzelne Schülerinnen und Schüler auch das Ruhen der
Schulpflicht für die Dauer der Teilnahme an außerschu-
lischen Sprachkursen anordnen kann, bleibt dabei un-
berührt.

3.3 Förderkurse „Deutsch als Zweitsprache“

3.3.1Ein Förderkurs „Deutsch als Zweitsprache“ kann für
mindestens vier Schülerinnen und Schüler nichtdeut-
scher Herkunftssprache eingerichtet werden, die eine 
Regelklasse besuchen und noch einen erheblichen För-
derbedarf in Deutsch haben.

3.3.2 Der Förderkurs umfasst vier bis sechs Wochenstunden
im Primarbereich und fünf bis acht Wochenstunden im
Sekundarbereich I und kann auch jahrgangsübergreifend
durchgeführt werden. Die wöchentliche Höchststunden-
zahl der Schülerinnen und Schüler darf dabei um zwei
Stunden überschritten werden. Die übrigen Stunden sol-
len zeitlich parallel zum Unterricht in der Regelklasse er-
teilt werden. In Grundschulen können die Förderkurse
auch parallel zu den unterrichtsergänzenden Angeboten,
an Ganztagsschulen auch im Rahmen von Nachmittags-
angeboten stattfinden. 

3.3.3 Der Besuch eines Förderkurses dauert in der Regel bis zu
einem Jahr. Anschließend können die Schülerinnen und
Schüler bei Bedarf am Förderunterricht gemäß Nr. 3.4
teilnehmen.

3.4 Förderunterricht

3.4.1 Für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Her-
kunftssprache, die eine Regelklasse besuchen und nicht
an einem Förderkurs gemäß Nr. 3.3 teilnehmen, ist bei
Bedarf zusätzlicher Förderunterricht in folgenden
Fächern einzurichten:

– Deutsch 

– Fremdsprachen.

Der Förderunterricht in Deutsch und in der Fremdspra-
che ist in enger Verzahnung mit dem jeweiligen Fachun-
terricht in der Regelklasse durchzuführen. Vorhandene
Lücken in anderen Fächern sollen im Rahmen der für
das jeweilige Fach vorgesehenen Fördermaßnahmen be-
seitigt werden. 

3.4.2 Nach Möglichkeit sind Fördergruppen zu bilden. Der
Umfang des Förderunterrichts beträgt je nach dem vor-
handenen Förderbedarf zwei bis fünf Wochenstunden.
Dabei darf die wöchentliche Höchststundenzahl der
Schülerinnen und Schüler um zwei Stunden überschrit-
ten werden. Die übrigen Stunden sind parallel zum Un-
terricht der Regelklasse zu erteilen. In Grundschulen
kann er auch parallel zu unterrichtsergänzenden Ange-
boten und an Ganztagsschulen im Rahmen von Nach-
mittagsangeboten stattfinden.

3.5 Förderung nach genehmigtem Förderkonzept 

An Grundschulen, Förderschulen, Hauptschulen und
Gesamtschulen mit einem Anteil von mindestens 20 v.
H. an Schülerinnen und Schülern mit besonderen Lern-
erschwernissen in einem Schuljahrgang können beson-
dere Förderkonzepte gemäß Bezugserlass zu l) genehmigt
werden, die integrationsfördernde, mehrsprachige und
interkulturelle Angebote einschließen. 

Die Gesamtkonferenz der Schule entscheidet in eigener
Verantwortung, wie die für das besondere Förderkonzept
zugewiesenen Stunden verwendet werden.

4. Fördermaßnahmen in den Schulen des Sekundarbe-
reichs II

4.1 Berufsbildende Schulen 

4.1.1 Jugendliche nichtdeutscher Herkunftssprache, die über
ausreichende deutsche Sprachkenntnisse verfügen, sollen
unter Berücksichtigung des angestrebten Ausbildungs-
ziels und der im Herkunftsland evtl. schon begonnenen
Berufsausbildung in die berufsbildenden Schulen aufge-
nommen werden. Sofern sie einen Ausbildungsvertrag
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haben, sind sie in bestehende Fachklassen aufzunehmen.
Schulpflichtige Jugendliche nichtdeutscher Herkunfts-
sprache, die keinen Ausbildungsvertrag haben, nehmen
am Unterricht der beruflichen Vollzeitschulen teil.

4.1.2 Für Jugendliche nichtdeutscher Herkunftssprache mit
Ausbildungsvertrag, die eine besondere Förderung in der
deutschen Sprache benötigen, und für Jugendliche
nichtdeutscher Herkunftssprache ohne Ausbildungsver-
trag, die nicht das Berufsvorbereitungsjahr in der Son-
derform für Aussiedlerinnen und Aussiedler sowie Aus-
länderinnen und Ausländer (BVJ-A) besuchen, ist För-
derunterricht einzurichten. Der Unterricht dient vor-
wiegend der Verbesserung der deutschen Sprachkennt-
nisse. Er soll sich nicht allein auf einen reinen Sprach-
unterricht beschränken, sondern ist nach Möglichkeit
berufsfeldbezogen zu erteilen und hat sich an den Aus-
bildungsinhalten zu orientieren.

Für die Erteilung des Förderunterrichts können nach
dem Ersten Abschnitt Buchstabe B Nr. 4 des Bezugser-
lasses zu f ) in der jeweils geltenden Fassung zwei Stun-
den wöchentlich eingesetzt werden. 

Eine Fördergruppe besteht aus höchstens acht Schülerin-
nen und Schülern. Sie soll mindestens vier Schülerinnen
und Schüler umfassen.

Die Schülerinnen und Schüler können unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Lernvoraussetzungen
und des bisherigen Bildungsstandes auch schulform-
und klassenübergreifend zusammengefasst werden.

4.1.3 Zugewanderte schulpflichtige Jugendliche ohne Ausbil-
dungsvertrag nehmen am Unterricht des Berufsvorberei-
tungsjahres in der Sonderform für Aussiedlerinnen und
Aussiedler sowie Ausländerinnen und Ausländer nach
Nrn. 2.1.3 und 2.2 des Ersten Abschnittes Buchstabe A
Abschnitt I des Bezugserlasses zu f ) teil, wenn sie wegen
fehlender Deutschkenntnisse dem Unterricht einer an-
deren beruflichen Vollzeitschule nicht folgen können.

Im Berufsvorbereitungsjahr in der Sonderform für Aus-
siedlerinnen und Aussiedler sowie Ausländerinnen und
Ausländer sollte die Klassenbildung nach Möglichkeit
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lernvor-
aussetzungen und des bisherigen Bildungsstands der
Schülerinnen und Schüler erfolgen.

4.1.4 Schulpflichtige zugewanderte Jugendliche, die unmittel-
bar nach ihrer Einreise in eine berufsbildende Schule
aufzunehmen wären, wegen fehlender Deutschkenntnis-
se dem Unterricht der berufsbildenden Schule aber nicht
zu folgen vermögen, sollen nach Möglichkeit vor Ein-
tritt in die berufliche Vollzeitschule einen Sprachkurs
oder eine zentrale Sprachlernklasse gemäß Nr. 3.2 besu-
chen.

4.1.5 Kann wegen zu geringer Schülerzahl weder ein Berufs-
vorbereitungsjahr in der Sonderform für Aussiedlerinnen
und Aussiedler sowie Ausländerinnen und Ausländer
noch ein Sprachkurs an einem Standort einer berufsbil-
denden Schule eingerichtet werden, so entscheidet die
örtlich zuständige Schulbehörde, welche Schule die oder
der Jugendliche ohne hinreichende Deutschkenntnisse
zur Erfüllung der Schulpflicht und zur Erlangung der
notwendigen Deutschkenntnisse zunächst zu besuchen
hat.

4.1.6 Nach Besuch eines Sprachkurses müssen die unter Nr.
4.1.4 genannten Jugendlichen entsprechend ihrem Leis-
tungsstand eine berufsbildende Schule mit Vollzeitunter-
richt besuchen, sofern sie nicht unmittelbar in eine all-
gemein bildende Schule oder in eine duale Berufsausbil-
dung eintreten.

4.2 Gymnasiale Oberstufe und Fachgymnasium 

4.2.1 Für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Her-
kunftssprache, die die Voraussetzungen zur Aufnahme in
die gymnasiale Oberstufe gemäß den Bestimmungen der
Bezugsverordnung zu m) in der jeweils gültigen Fassung
erfüllen, soll – soweit erforderlich – Förderunterricht im
Umfang von ein bis zwei Stunden eingerichtet werden.
Die besondere Förderung soll sich auf die Vertiefung der
mündlichen und schriftlichen Kenntnisse der deutschen
Sprache, insbesondere im Hinblick auf die fachlichen
Anforderungen des Unterrichts in der gymnasialen
Oberstufe, beziehen.

4.2.2 Eine Fördergruppe besteht aus mindestens vier Schüler-
innen oder Schülern und kann auch jahrgangsübergrei-
fend sein. In einer Fördergruppe können im Einverneh-
men mit dem Schulträger auch Schülerinnen und Schü-
ler aus verschiedenen Schulen zusammengefasst werden.
Durch den Förderunterricht darf die Höchststundenzahl
der Schülerinnen und Schüler bis zu zwei Stunden über-
schritten werden.

5. Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs

Die Bestimmungen über die Überweisung in Förder-
schulen sind in der Bezugsverordnung zu o) und in dem
Bezugserlass zu p) enthalten. Bei Schülerinnen und
Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache ist insbeson-
dere Folgendes zu beachten:

5.1 Die Feststellung, ob bei Kindern ein sonderpädago-
gischer Förderbedarf vorliegt, ist bei eingeschränkter
sprachlicher Verständigung mit besonderen Schwierig-
keiten verbunden. Unterschiedliche kulturelle Hinter-
gründe können diese Schwierigkeiten noch erhöhen und
müssen daher ebenfalls berücksichtigt werden. Nicht
ausreichende Kenntnisse in der deutschen Sprache und
ihre Folgen sind kein Kriterium für sonderpädagogi-
schen Förderbedarf.

Um Fehlentscheidungen vorzubeugen, soll die Schülerin
oder der Schüler in der Regel vor der Überprüfung eines
sonderpädagogischen Förderbedarfs zunächst an Förder-
maßnahmen nach Nr. 3 teilnehmen und während einer
angemessenen Zeit im Unterricht beobachtet werden.
Sofern an der Schule Förderschullehrkräfte tätig sind,
sind in Kooperation mit diesen im Bedarfsfall vorbeu-
gend sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchzu-
führen mit dem Ziel, der Entstehung eines sonder-
pädagogischen Förderbedarfs entgegenzuwirken.

5.2 Bei dem Verfahren auf Feststellung sonderpädagogischen
Förderbedarfs gemäß Bezugsverordnung zu o) ist bei Be-
darf, sofern verfügbar, eine herkunftssprachliche Lehr-
kraft oder eine andere geeignete Person zur sprachkundi-
gen Vermittlung hinzuzuziehen. Bei der Erstellung des
Berichts der zuständigen Schule sowie des Beratungsgut-
achtens der Förderschule sind bei Kindern nichtdeut-
scher Herkunftssprache auch Aussagen zu folgenden Be-
reichen aufzunehmen:
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– Stand der Deutschkenntnisse und Teilnahme an be-
sonderen Fördermaßnahmen in „Deutsch als Zweit-
sprache“

– nach Möglichkeit Kenntnisse der Herkunftssprache
und ggf. Stand der im Herkunftsland erworbenen
Schulkenntnisse,

– ggf. spezifische Aussagen zur Lernentwicklung, die mit
dem bikulturellen Umfeld oder mit dem Migrations-
hintergrund der Schülerin oder des Schülers zusam-
menhängen.

Bei nicht eindeutigen Ergebnissen des Feststellungsverfah-
rens ist der Besuch der bisherigen Schule fortzusetzen und
die Überprüfung ggf. nach einem Jahr zu wiederholen.

6. Herkunftssprachliche und mehrsprachige Unterrichts-
angebote

6.1 Herkunftssprachlicher Unterricht im Primarbereich

6.1.1 Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunfts-
sprache wird in den Schuljahrgängen 1 bis 4 im Rahmen
der finanziellen, personellen und organisatorischen
Möglichkeiten Unterricht in folgenden Herkunftsspra-
chen angeboten: Albanisch, Arabisch, Bosnisch, Farsi,
Griechisch, Italienisch, Japanisch, Kroatisch, Kurdisch-
Kurmanci, Mazedonisch, Polnisch, Portugiesisch, Rus-
sisch, Serbisch, Spanisch, Türkisch. 

Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kann die oberste
Schulbehörde die Einrichtung von Unterricht in weite-
ren Herkunftssprachen genehmigen, wenn hierfür die fi-
nanziellen, personellen und organisatorischen Vorausset-
zungen erfüllt sind.

Ziel und Aufgabe des herkunftssprachlichen Unterrichts
ist es, die Zwei- oder Mehrsprachigkeit der Schülerinnen
und Schüler zu erhalten und zu fördern, ihnen Hilfen
zur Integration in die hiesige Gesellschaft zu geben und
ihre interkulturelle Kommunikations- und Handlungs-
fähigkeit zu stärken. 

6.1.2 Die Teilnahme am herkunftssprachlichen Unterricht ist
freiwillig und setzt die Anmeldung durch die Erzie-
hungsberechtigten voraus. Nach der Anmeldung ist die
Teilnahme verpflichtend und gilt für die Dauer des Be-
suchs der jeweiligen Schule. Eine Abmeldung, die durch
die Erziehungsberechtigten zu begründen ist, ist nur
zum Ende eines Schuljahres zulässig. Die Schulaufsicht
für den herkunftssprachlichen Unterricht liegt bei der
Schulbehörde.

6.1.3 Der herkunftssprachliche Unterricht ist an der für die
Schülerin oder den Schüler zuständigen Schule oder 
– wenn dies aus unterrichtsorganisatorischen Gründen
erforderlich ist – an einem möglichst wohnortnahen
Schulstandort zu erteilen. Er kann für eine Gruppe von
mindestens zehn Schülerinnen und Schülern gleicher
Herkunftssprache eingerichtet werden. Aus unterrichts-
organisatorischen Gründen können jahrgangs- und
schulformübergreifende Lerngruppen gebildet werden.
Bei jahrgangs- oder schulformübergreifendem Unter-
richt kann eine Lerngruppe ab 20, bei jahrgangsbezoge-
nem Unterricht ab 24 Schülerinnen und Schülern geteilt
werden. Im Rahmen der verfügbaren Wochenstunden
kann eine Lerngruppe zur verstärkten Differenzierung
teilweise getrennt unterrichtet werden. 

6.1.4 Die Einrichtung herkunftssprachlicher Unterrichtsange-
bote durch die Schulbehörde erfolgt in der Regel jeweils
zum Schuljahresbeginn. Der Unterricht umfasst zwei bis
drei Wochenstunden. Er ist soweit wie möglich organi-
satorisch sowie inhaltlich in das schulische Sprachförder-
konzept einzubinden und in enger Zusammenarbeit mit
dem Fachunterricht, insbesondere mit dem Deutschun-
terricht und mit den Sprachfördermaßnahmen gemäß
Nr. 3, zu erteilen. Um die Kooperation zu erleichtern, soll
der herkunftssprachliche Unterricht zumindest mit einem
Teil der Stunden in den Vormittag einbezogen werden. Er
kann auch parallel zu den unterrichtsergänzenden Ange-
boten an Grundschulen und an Ganztagsschulen im Rah-
men von Nachmittagsangeboten stattfinden. 

Bei der Einrichtung und Organisation des herkunfts-
sprachlichen Unterrichts werden Unterrichtsangebote
am Vormittag sowie an Ganztagsschulen vorrangig be-
rücksichtigt.

6.1.5 Der Lese- und Schreiblehrgang in der Herkunftssprache
erfolgt in Abstimmung mit dem Erlernen des Lesens
und Schreibens in der deutschen Sprache. Beginn und
Umfang des herkunftssprachlichen Lese- und Schreib-
lehrgangs richten sich nach den jeweiligen sprachlichen
Lernvoraussetzungen der Kinder.

6.1.6 Sofern für muslimische Schülerinnen und Schüler kein
islamischer Religionsunterricht im Rahmen des entspre-
chenden Schulversuchs eingerichtet wurde, können für
sie im Rahmen des herkunftssprachlichen Unterrichts
zusätzlich bis zu zwei Wochenstunden zur Behandlung
islamkundlicher Themen erteilt werden, wenn mindes-
tens zehn Schülerinnen und Schüler an diesem Unter-
richt teilnehmen.

6.2 Bilinguale und mehrsprachige Unterrichtsangebote im
Primarbereich

6.2.1 Der herkunftssprachliche Unterricht kann im Rahmen
der verfügbaren Stunden ganz oder teilweise auch als bi-
linguale Arbeitsgemeinschaft oder als Arbeitsgemein-
schaft mit mehrsprachigem oder begegnungssprachli-
chem Schwerpunkt in der jeweiligen Herkunftssprache
durchgeführt werden, an der alle Schülerinnen und
Schüler des jeweiligen Schuljahrgangs teilnehmen kön-
nen. Über die Einrichtung entscheidet die Schule in Ab-
sprache mit der Lehrkraft, die den Unterricht erteilt.

6.2.2 Bei Kindern nichtdeutscher Herkunftssprache mit er-
heblichen Defiziten in Deutsch kann das Lesen- und
Schreibenlernen koordiniert zweisprachig durchgeführt
werden, sofern die personellen und schulorganisatori-
schen Voraussetzungen dafür vorhanden sind. Die Schu-
le entscheidet in eigener pädagogischer Verantwortung,
ob die Alphabetisierung koordiniert zweisprachig durch-
geführt wird.

6.2.3 Die Einrichtung bilingualer Klassen oder Schulzweige
bedarf der Genehmigung durch die Schulbehörde.

6.3 Mehrsprachige Angebote in den Schuljahrgängen 5 
bis 10

6.3.1 Sofern die organisatorischen und personellen Vorausset-
zungen erfüllt sind, kann in den Schuljahrgängen 5 bis
10 zur Herausbildung eines mehrsprachigen Schulprofils
im Rahmen eines erweiterten sprachlichen Angebotes
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auch Unterricht in den Herkunftssprachen eingerichtet
werden, an dem alle Schülerinnen und Schüler der
Schule teilnehmen können. 

Das erweiterte sprachliche Angebot in den Herkunfts-
sprachen kann gemäß den Grundsatzerlassen für die je-
weiligen Schulformen als Wahlunterricht durchgeführt
werden. Wahlunterricht in den Herkunftssprachen kann
auch jahrgangsübergreifend eingerichtet werden. Unter-
richt in den Herkunftssprachen kann auch als Wahl-
pflicht- oder Pflichtunterricht durchgeführt werden,
wenn hierfür curriculare Vorgaben, ggf. auch aus ande-
ren Ländern der Bundesrepublik Deutschland, vorlie-
gen. Eine Herkunftssprache kann nur dann Abiturprü-
fungsfach sein, wenn für sie Einheitliche Prüfungsanfor-
derungen in der Abiturprüfung vorliegen. Der Umfang
des Unterrichts richtet sich nach den für den fremd-
sprachlichen Unterricht geltenden Regelungen in den je-
weiligen Schulformen.

6.3.2 Schulen mit erweitertem sprachlichem Angebot können
auf Antrag durch die oberste Schulbehörde als „Schulen
mit mehrsprachigem Profil“ zertifiziert werden. Die zu
erfüllenden Kriterien und das Zertifizierungsverfahren
sind in der Anlage 1 enthalten. Zertifizierte Schulen mit
mehrsprachigem Profil können nach Maßgabe des
Schulgesetzes gemäß Bezugserlass zu w) auch Schülerin-
nen und Schüler aufnehmen, die nicht zu dem für die
Schule festgelegten Schulbezirk gehören.

6.4 Sprachprüfung in der Herkunftssprache

Schülerinnen und Schüler des Sekundarbereichs I, die in
den Schuljahrgängen 5 bis 10 am Wahlunterricht in ih-
rer Herkunftssprache kontinuierlich teilgenommen ha-
ben, können am Ende des Sekundarbereichs I eine
Sprachprüfung in der Herkunftssprache ablegen, die aus
einem schriftlichen und einem mündlichen Teil besteht
und deren Prüfungsnote im Zeugnis bescheinigt wird.

Der schriftliche und der mündliche Teil der Sprachprü-
fung orientieren sich hinsichtlich des Anforderungsni-
veaus, des Umfangs und der Dauer an den in der jewei-
ligen Schulform durchzuführenden schriftlichen und
mündlichen Leistungsüberprüfungen in einer Pflicht-
oder Wahlpflichtfremdsprache. Analog zu den Sprach-
feststellungsprüfungen gemäß Nrn. 8 und 9 wird die
Sprachprüfung von der herkunftssprachlichen Lehrkraft
unter verantwortlicher Mitwirkung einer weiteren Lehr-
kraft durchgeführt, die über die Lehrbefähigung für eine
moderne Fremdsprache in der jeweiligen Schulform ver-
fügt. Die Mitwirkung schließt die Festsetzung des An-
forderungsniveaus und der Note ein. Eine mindestens
gute Leistung in der Sprachprüfung kann eine mangel-
hafte Leistung in einer Fremdsprache ausgleichen.

7. Besondere Fremdsprachenregelung für neu zugewan-
derte Schülerinnen und Schüler des Sekundarbereichs I 

7.1 Grundsätze

Die Bestimmungen für den Fremdsprachenunterricht
gelten gemäß den für die jeweilige Schulform geltenden
Grundsatzerlassen auch für Schülerinnen und Schüler
nichtdeutscher Herkunftssprache. 

Für neu zugewanderte Schülerinnen und Schüler, die un-
mittelbar in eine Schule des Sekundarbereichs I aufge-
nommen werden, gelten folgende besondere Regelungen:

7.1.1 Die Schule hat zunächst zu prüfen, ob die Schülerinnen
und Schüler am Unterricht in den von der Schule ange-
botenen Pflichtfremdsprachen teilnehmen können oder
ob die Pflichtfremdsprachen nachgelernt werden kön-
nen. Bei Bedarf ist Förderunterricht in der Pflichtfremd-
sprache gemäß Nr. 3.4 einzurichten. 

7.1.2 Wenn ein Nachlernen der Pflichtfremdsprachen trotz
der Teilnahme an Fördermaßnahmen nicht möglich ist
oder aussichtslos erscheint, können nach eingehender
Beratung durch die Schule die Leistungen in der Her-
kunftssprache anstelle der Leistungen in einer der
Pflichtfremdsprachen treten. Die Verpflichtung zum Er-
lernen einer zweiten Pflichtfremdsprache wird dadurch
nicht berührt. Die besondere Bedeutung des Englischen
für den weiteren schulischen Werdegang ist dabei zu
berücksichtigen.

7.2 Anerkennung der Leistungen in der Herkunftssprache
anstelle einer Pflichtfremdsprache und Sprachfeststel-
lungsprüfung

Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunfts-
sprache, die unmittelbar in die Schuljahrgänge 5 bis 10
aufgenommen werden, können entweder am Unterricht
in ihrer Herkunftssprache im Rahmen eines erweiterten
sprachlichen Angebots gemäß Nr. 6.2 teilnehmen oder,
wenn ein solches Angebot nicht besteht, auf Antrag eine
Sprachfeststellungsprüfung in ihrer Herkunftssprache
ablegen. Die erzielte Note ersetzt die Note in einer
Pflichtfremdsprache. Voraussetzung für die Durchfüh-
rung der Sprachfeststellungsprüfung ist, dass geeignete
Prüferinnen oder Prüfer zur Verfügung stehen. Bei der
Festsetzung der Anforderungen und der Note muss eine
Lehrkraft, die die Lehrbefähigung für eine moderne
Fremdsprache in der jeweiligen Schulform besitzt, ver-
antwortlich mitwirken.

8. Besondere Fremdsprachenregelung für neu zugewander-
te Schülerinnen und Schüler des Sekundarbereichs II

8.1 Gymnasiale Oberstufe und Fachgymnasium

Die Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe setzt gemäß
den Bestimmungen der Bezugsverordnung zu m) voraus,
dass die Schülerinnen und Schüler die Berechtigung zum
Besuch der gymnasialen Oberstufe erworben haben. 

Bei neu zugewanderten Schülerinnen und Schülern kön-
nen die Leistungen in der Herkunftssprache anstelle von
Leistungen in einer Pflichtfremdsprache gemäß den
nachfolgenden Bestimmungen anerkannt werden, sofern
zwei Pflichtfremdsprachen in der Einführungsphase zu
betreiben sind:

8.1.1 Sofern die Schülerinnen und Schüler in ihrem Her-
kunftsland Unterricht in einer Fremdsprache erhalten
haben, die im Fremdsprachenangebot der Schule vor-
handen ist, nehmen sie am entsprechenden Fremdspra-
chenunterricht in der Einführungsphase teil. Gegebe-
nenfalls ist Förderunterricht zu erteilen. 

In der Einführungsphase kann eine der beiden Pflicht-
fremdsprachen die Herkunftssprache sein, wenn die
Schülerinnen und Schüler im Sekundarbereich I die Lei-
stungen in dieser Fremdsprache durch die Leistungen in
der Herkunftssprache gemäß Nr. 7 ersetzt haben. Sie
müssen dann am Ende der Einführungsphase eine
Sprachfeststellungsprüfung in der Herkunftssprache er-
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folgreich ablegen. Die Anforderungen haben denen des
Fremdsprachenunterrichts in der Einführungsphase der
gymnasialen Oberstufe zu entsprechen.

8.1.2 Sofern die Schülerinnen und Schüler vor Eintritt in die
Einführungsphase an keinem Unterricht in einer Fremd-
sprache teilgenommen haben, der in der Schule angebo-
ten wird, und im Sekundarbereich I die Leistungen in
der Pflichtfremdsprache durch die Leistungen in der
Herkunftssprache gemäß Nr. 7 haben anerkennen las-
sen, kann die Herkunftssprache an die Stelle  einer der
beiden Pflichtfremdsprachen entsprechend den Bestim-
mungen von Nr. 8.1.1 Abs. 2 treten. 

Darüber hinaus müssen die Schülerinnen und Schüler
aus dem Sprachenangebot der Schule eine Pflichtfremd-
sprache gemäß den Bestimmungen der Bezugsverord-
nung zu m) und dem Bezugserlass zu n) neu beginnen. 

8.1.3 Sofern die Schülerinnen und Schüler vor Eintritt in die
Einführungsphase weder am Unterricht in einer Fremd-
sprache teilgenommen haben, die an der Schule angebo-
ten wird, noch die Leistungen in der Herkunftssprache
anstelle der Leistungen in einer Pflichtfremdsprache im
Sekundarbereich I gemäß Nr. 7 haben anerkennen las-
sen, müssen sie zwei Sprachfeststellungsprüfungen in der
Herkunftssprache jeweils am Ende des ersten und des
zweiten Halbjahres der Einführungsphase ablegen. Für
die Durchführung der Sprachfeststellungsprüfungen gilt
Nr. 7.2 entsprechend. Die dort erreichten Leistungen er-
setzen dann die Leistungen in einer Pflichtfremdsprache.
Die Anforderungen haben denen des Fremdsprachenun-
terrichts in der Einführungsphase der gymnasialen
Oberstufe zu entsprechen. Die andere Pflichtfremdspra-
che ist mit Beginn der Einführungsphase gemäß Nr.
8.1.2 Abs. 2 neu zu wählen. 

In der Qualifikationsphase zu erfüllende Belegverpflich-
tungen können durch Sprachfeststellungsprüfungen
nicht ersetzt werden.

8.2 Berufsbildende Schulen

8.2.1 Für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Her-
kunftssprache kann der Unterricht und ggf. die Prüfung
in der Pflichtfremdsprache durch Unterricht und ggf.
Prüfung in einer anderen Fremdsprache (Mutterspra-
che/Herkunftssprache) ersetzt werden, wenn sie

– im Sekundarbereich I anstelle der Pflichtfremdsprache
Unterricht in der Herkunftssprache erhalten haben
oder

– im Sekundarbereich I oder II eine Sprachfeststellungs-
prüfung bestanden haben oder

– in eine berufsbildende Schule gemäß Nr. 2.4 aufge-
nommen worden sind.

8.2.2 Kann statt der Pflichtfremdsprache keine andere Fremd-
sprache erteilt werden, ist am Ende des jeweiligen Bil-
dungsganges eine Sprachfeststellungsprüfung entspre-
chend Nr. 7.2 durchzuführen. In diesem Fall haben die
Schülerinnen und Schüler während des gesamten Bil-
dungsgangs an einem Förderunterricht in der Pflicht-
fremdsprache oder am Unterricht in der Pflichtfremd-
sprache teilzunehmen.

Bei Schulformen, die mit einer Prüfung enden, tritt an
die Stelle der Note für die Pflichtfremdsprache das Prü-
fungsergebnis der anderen Fremdsprache.

Bei Schulformen, die ohne Prüfung enden, tritt an die
Stelle der Note für die Pflichtfremdsprache die Note der
erteilten anderen Fremdsprache oder die Note der
Sprachfeststellungsprüfung nach Nr. 7.2.

8.2.3 Abweichend von dieser Regelung können in den Schul-
formen

– Berufsschule (Anlage 1 zu § 36 BbS-VO)

– einjährige Berufsfachschule, die keinen schulischen
Abschluss voraussetzt (Anlage 2 zu § 36 BbS-VO) und

– zweijährige Berufsfachschule der Fachrichtungen Kos-
metik und Kinderpflege (Anlage 5 zu § 36 BbS-VO)

für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunfts-
sprache auch Grundlagenkurse (Beginnerkurse) in der
Pflichtfremdsprache angeboten werden, wenn die unter
Nr. 8.2.1 genannten Bedingungen erfüllt werden. Daher
entfällt in diesen Schulformen die Sprachfeststellungs-
prüfung.

8.2.4 Von den obigen Regelungen werden die Schulformen
ausgenommen, für die die Pflichtfremdsprache Englisch
wesentlicher Bestandteil des Bildungsgangs ist. Das sind
die 

– Berufsfachschule Kaufmännische Assistentin/Kauf-
männischer Assistent,

– Fachschule Hotel- und Gaststättengewerbe und die

– Fachschule Seefahrt.

9. Individuelle Lernentwicklung und Leistungsbewertung

Bei der Bewertung der Leistungen und bei der Benotung
ist auf sprachlich bedingte Erschwernisse des Lernens
Rücksicht zu nehmen und der individuelle Lernfort-
schritt zu beachten. Soweit möglich sollen schon bei der
Aufgabenstellung und Aufgabenformulierung die jewei-
ligen sprachlichen Voraussetzungen der Schülerinnen
und Schüler berücksichtigt werden.

In den ersten beiden Jahren des Besuchs einer Schule in
Deutschland können die Noten in den Fächern, in de-
nen die Beherrschung der deutschen Sprache Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Mitarbeit ist, durch Bemer-
kungen über den Leistungsstand und den Lernfortschritt
ersetzt oder ergänzt werden.

Schülerinnen und Schülern, die aus dem 1. oder 2.
Schuljahrgang der Grundschule in ihr Herkunftsland
zurückkehren, ist auf Wunsch in Anwendung der allge-
meinen Bestimmungen über die Zeugniserteilung ein
Zeugnis mit Noten zu erteilen, die dem aktuellen Leis-
tungsstand der Schülerin oder des Schülers entsprechen.

9.1 Leistungsbewertung im herkunftssprachlichen Unter-
richt der Schuljahrgänge 1 bis 4

9.1.1 Schülerinnen und Schüler der Schuljahrgänge 1 bis 4,
die am herkunftssprachlichen Unterricht teilnehmen, er-
halten im Zeugnis für den 1. und 2. Schuljahrgang eine
Bemerkung über die Teilnahme und ab dem 3. Schul-
jahrgang eine Note, in der alle Leistungen im Bereich
des herkunftssprachlichen Unterrichts zusammengefasst
werden. 

9.1.2 Schülerinnen und Schüler, die in den Schuljahrgängen 1
bis 4 kontinuierlich an dem herkunftssprachlichen Un-
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terricht teilgenommen haben, können am Ende des vier-
ten Schuljahrgangs auf Wunsch ein Zertifikat über die
erreichten Leistungen in der Herkunftssprache erhalten,
das dem Zeugnis beizufügen ist. Ein Mustervordruck für
das Zertifikat ist in der Anlage 2 enthalten.

9.1.3 Schülerinnen und Schüler, die an den zusätzlichen Un-
terrichtsstunden zur Behandlung islamkundlicher The-
men gemäß Nr. 6.1.6 teilnehmen, erhalten im Zeugnis
eine entsprechende Bemerkung. Das Gleiche gilt für
Schülerinnen und Schüler, die an einer Arbeitsgemein-
schaft in einer der Herkunftssprachen der zugewander-
ten Schülerinnen und Schüler teilnehmen.

9.2 Leistungsbewertung in der Herkunftssprache für Schü-
lerinnen und Schüler des Sekundarbereichs I und II

9.2.1 Für Schülerinnen und Schüler, die am Unterricht in der
Herkunftssprache im Rahmen eines erweiterten sprachli-
chen Angebots gemäß Nr. 6.3 teilgenommen haben oder
die Herkunftssprache anstelle einer Fremdsprache durch
eine Sprachfeststellungsprüfung gemäß Nrn. 7 und 8 ha-
ben anerkennen lassen, wird die erzielte Note in das
Zeugnis an der entsprechenden Stelle (Wahlunterricht,
Wahlpflichtunterricht oder Pflichtunterricht) eingetragen. 

9.2.2 Noten in den Herkunftssprachen, die als Wahlpflichtun-
terricht oder als Pflichtunterricht angeboten werden
oder gemäß Nrn. 7 und 8 an deren Stelle treten, sind
versetzungs- und abschlusswirksam.

10. Herkunftssprachliche Lehrkräfte 

10.1 Einstellungs- und Qualifikationsvoraussetzungen

10.1.1 Lehrkräfte, die herkunftssprachlichen Unterricht ertei-
len, müssen über eine abgeschlossene Lehramtsausbil-
dung in Deutschland oder im Herkunftsland verfügen
sowie gute Deutschkenntnisse gemäß Bezugserlass zu s)
nachweisen. 

10.1.2 Lehrkräfte, die Unterricht in der Herkunftssprache im
Rahmen eines erweiterten sprachlichen Angebotes im
Sekundarbereich I gemäß Nr. 6.3 erteilen, müssen über
eine in Deutschland oder im Herkunftsland erworbene
Lehrbefähigung für moderne Fremdsprachen in der je-
weiligen Schulform oder über eine Qualifikation verfü-
gen, die von der obersten Schulbehörde im Einzelfall als
gleichwertig anerkannt wurde, sowie gute Deutsch-
kenntnisse gemäß Bezugserlass zu s) nachweisen.

10.2 Einsatz herkunftssprachlicher Lehrkräfte

10.2.1 Neben dem Unterricht in der Herkunftssprache können
herkunftssprachliche Lehrkräfte bis zu einem Anteil von
weniger als der Hälfte ihrer Unterrichtsverpflichtung
auch in folgenden Bereichen eingesetzt werden:

– Interkulturelle, bilinguale und mehrsprachige Arbeits-
gemeinschaften

– Paralleleinsatz mit anderen Lehrkräften im Fachunter-
richt

– fachbezogene und fächerübergreifende Projekte

– schulbegleitende Integrationsmaßnahmen (z. B. mit
zugewanderten Erziehungsberechtigten)

– unterrichtsergänzende Angebote in Grundschulen 

– Ganztagsangebote. 

Im Rahmen der o. g. Möglichkeiten entscheiden die
Schulen in Absprache mit der zuständigen Schulbehör-

de und den betroffenen Lehrkräften in eigener Verant-
wortung über deren Einsatz. 

10.2.2 Wenn eine Lehrbefähigung für Deutsch als Fremdspra-
che im Herkunftsland erworben wurde oder langjährige
einschlägige Praxiserfahrung in Unterrichtsbereichen
auch außerhalb des herkunftssprachlichen Unterrichts
vorliegt, können herkunftssprachliche Lehrkräfte mit
Genehmigung der zuständigen Schulbehörde auch in
Fördermaßnahmen gemäß Nr. 3 dieses Erlasses unter-
richten. 

10.2.3 Herkunftssprachliche Lehrkräfte können ferner zur
Durchführung von Sprachstandsfeststellungsverfahren
gemäß Nr. 2.1, zur Mitwirkung bei der Feststellung ei-
nes sonderpädagogischen Förderbedarfs gemäß Nr. 5
und von Sprachfeststellungsprüfungen gemäß Nrn. 7
und 8 dieses Erlasses herangezogen werden. Gegebenen-
falls ist hierfür im zeitlich notwendigen Umfang Entlas-
tung im Hauptamt zu gewähren, wenn dies zur Aufga-
benwahrnehmung erforderlich ist.

10.3 Unterrichtseinsatz an mehreren Schulen

Herkunftssprachliche Lehrkräfte arbeiten eng mit den
übrigen Lehrkräften zusammen. 

Ein Einsatz herkunftssprachlicher Lehrkräfte an mehr
als einem Schulstandort ist zulässig, wenn dies aus un-
terrichtsorganisatorischen Gründen erforderlich ist. Im
Hinblick auf die notwendige Kooperation mit den übri-
gen Lehrkräften sind alle organisatorischen Möglichkei-
ten auszuschöpfen, um die Anzahl der Schulstandorte
herkunftssprachlicher Lehrkräfte auf höchstens drei
Schulstandorte zu beschränken. Ganztagsschulen und
Schulzentren sind als Schulstandorte herkunftssprachli-
cher Lehrkräfte wegen der dort vorhandenen organisa-
torischen Möglichkeiten der Kooperation vorrangig zu
berücksichtigen.

10.4 Eingruppierung und Arbeitszeit der Lehrkräfte für den
herkunftssprachlichen Unterricht

Eingruppierung und Vergütung sowie die Arbeitszeit
der herkunftssprachlichen Lehrkräfte richten sich nach
den geltenden arbeits- und tarifrechtlichen Bestimmun-
gen und den ergänzenden Regelungen, die in dem Be-
zugserlass zu t) in der jeweils geltenden Fassung enthal-
ten sind.

10.5 Hinweise zur Rechtsstellung herkunftssprachlicher
Lehrkräfte

Rechte und Pflichten herkunftssprachlicher Lehrkräfte,
die in einem Angestelltenverhältnis zum Land Nieder-
sachsen stehen, ergeben sich aus den geltenden Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, den Anordnungen der
Schulbehörden und den Beschlüssen der jeweiligen
Konferenzen der Schule. Das gilt auch für herkunfts-
sprachliche Lehrkräfte, die gleichzeitig beamtete oder
angestellte Lehrkräfte ihres Heimatstaates sind. Nach
den jedem Arbeitsverhältnis innewohnenden allgemei-
nen Pflichten haben herkunftssprachliche Lehrkräfte
Auskunft über ein bestehendes Arbeitsverhältnis mit
ihrem Heimatstaat zu geben. Soweit Pflichten aus dem
Arbeitsverhältnis mit dem Heimatstaat bestehen, wir-
ken sich diese nicht auf das mit dem Land Niedersach-
sen bestehende Arbeitsverhältnis aus, da sich dies allein
nach deutschem Recht regelt.
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Die Schulaufsicht für herkunftssprachliche Lehrkräfte
wird ausschließlich durch die zuständigen Schulbehör-
den wahrgenommen, die auch über die Einstellung und
Weiterbeschäftigung der herkunftssprachlichen Lehr-
kräfte entscheiden.

Auskünfte über die Tätigkeit einer herkunftssprachli-
chen Lehrkraft können nur im Einverständnis mit die-
ser durch die zuständige Schulbehörde erteilt werden.
Das gilt auch für Lehrkräfte, die gleichzeitig beamtete
oder angestellte Lehrkräfte ihres Heimatstaates sind.

10.6 Fort- und Weiterbildung

10.6.1 Lehrkräfte, die Schülerinnen und Schüler anderer Her-
kunftssprache unterrichten, werden durch entsprechen-
de Fort- und Weiterbildungsangebote für ihre pädago-
gischen Aufgaben weiterqualifiziert. Insbesondere sollen
in gemeinsamen Fortbildungsmaßnahmen die Koopera-
tionsfähigkeit und die interkulturelle Kompetenz von
herkunftssprachlichen und deutschsprachigen Lehrkräf-
ten gefördert werden.

10.6.2 Herkunftssprachliche Lehrkräfte sind verpflichtet, sich
um die Vervollkommnung ihrer Deutschkenntnisse zu
bemühen. Sofern sie über eine im Herkunftsland abge-
schlossene Lehrerausbildung verfügen, sind sie verpflich-
tet, sich Kenntnisse über das niedersächsische Schulsys-
tem und die hierfür geltenden Rechtsvorschriften anzu-
eignen und sich didaktisch und methodisch fortzubilden.

Zur Weiterqualifizierung der herkunftssprachlichen
Lehrkräfte kann die örtlich zuständige Schulbehörde
„Regionale Fachkonferenzen Herkunftssprachen“ oder
„Qualitätszirkel Herkunftssprachen“ einrichten, zu de-
ren Teilnahme die herkunftssprachlichen Lehrkräfte
dann verpflichtet sind.

11. Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten

Für die schulische Integration und den Lernerfolg der
Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunfts-
sprache ist eine enge, vertrauensvolle und partnerschaft-
liche Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten
von besonderer Bedeutung. Sie setzt die gegenseitige In-
formation und das gemeinsame aktive Bemühen um ge-
genseitiges Verständnis voraus. 

Die Schulen haben die Aufgabe, die Erziehungsberech-
tigten der Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher
Herkunftssprache – ggf. unter Hinzuziehung einer her-
kunftssprachlichen Lehrkraft und unter Einsatz eines
Informationsblatts in der betreffenden Sprache – um-
fassend zu informieren. Hierzu gehören insbesondere
die Aufklärung über die Schulpflicht und die damit ver-
bundenen Pflichten und Rechte der Schülerinnen und
Schüler sowie der Eltern, die Darstellung der für die
Schülerin oder den Schüler möglichen Bildungswege
und -abschlüsse und die Information über die für die
Schülerin oder den Schüler wichtigen Bestimmungen
dieses Erlasses.

Die Mitwirkung zugewanderter Erziehungsberechtigter
im Rahmen der rechtlichen Bestimmungen sowie die
Möglichkeiten, sie in eine interkulturelle Gestaltung des
Unterrichts und des Schullebens einzubeziehen, sind zu
nutzen und zu fördern.

12. Förderung in besonderen Fällen

Sofern vorübergehend für schulpflichtige Kinder von
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und von Flücht-

lingen, vor allem wenn sie in größerer Anzahl in einer
zentralen Einrichtung untergebracht sind, besondere För-
dermaßnahmen erforderlich sind, können entsprechende
Regelungen durch die Schulbehörde getroffen werden.

13. Schlussbestimmung

Dieser Erlass tritt am 1.2.2006 in Kraft.

Die Bezugserlasse zu a) und b) sind bereits außer Kraft
getreten, der Bezugserlass zu y) tritt am 31.12.2005
außer Kraft.

Anlage 1

zum Erlass „Integration und Förderung von Schülerinnen und
Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache“ vom 21.7.2005 -
26 - 81 625 - VORIS 22410

Zertifizierung von Schulen mit mehrsprachigem
Profil

1. Schulen, die ein erweitertes sprachliches Angebot vorhal-
ten, können durch die Schulbehörde gemäß Nr. 6.3.2 des
o. a. Erlasses auf Antrag als „Schulen mit mehrsprachigem
Profil“ zertifiziert werden.

2. Der formlose Antrag auf Zertifizierung ist von der Schule
auf dem Dienstwege an die oberste Schulbehörde zu stel-
len. Der Antrag bedarf der Beschlussfassung durch die Ge-
samtkonferenz und der Zustimmung des Schulträgers.

3. Zur Erlangung der Zertifizierung als „Schule mit mehr-
sprachigem Profil“ sind von den Schulen folgende Voraus-
setzungen zu erfüllen und im Antrag nachzuweisen:

a) Ab dem 7. Schuljahrgang wird eine dritte Pflichtfremd-
sprache angeboten;

b) ab dem 10. Schuljahrgang werden eine neu beginnende
Fremdsprache und eine Wahlsprache angeboten;

c) an Gymnasien und gymnasialen Zweigen von Koopera-
tiven Gesamtschulen wird in der Qualifizierungsphase
der sprachliche Schwerpunkt mit zwei Fremdsprachen
gewählt;

d) die Schule beteiligt sich am Bundeswettbewerb Fremd-
sprachen;

e) die Schule beteiligt sich an Schüler- und Lehreraus-
tauschprogrammen mit mindestens zwei Schulen im
Ausland;

f ) an der Schule finden Arbeitsgemeinschaften oder beson-
dere Projekte mit bilingualem, mehrsprachigem oder in-
terkulturellem Schwerpunkt statt.

Dem Antrag sind ferner Angaben über die Zügigkeit, die
Anzahl der Schülerinnen und Schüler sowie ggf. über wei-
tere besondere Angebote und künftige längerfristige Vorha-
ben der Schule beizufügen.

4. Zertifizierte Schulen dürfen in der Schulbezeichnung den
Zusatz „Schule mit mehrsprachigem Profil“ führen.

5. Mit der Zertifizierung ist keine Zuweisung zusätzlicher
Ressourcen verbunden.

6. Entfallen an einer zertifizierten Schule die Voraussetzungen
der Zertifizierung gemäß Nr. 3 ganz oder teilweise, ist dies
von der Schule der zuständigen Schulbehörde anzuzeigen.
Beim Wegfall der Voraussetzungen kann die Zertifizierung
durch die oberste Schulbehörde widerrufen werden.
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Mustervordruck für ein Zertifikat gemäß Nr. 9.1.2 des Erlasses
„Integration und Förderung von Schülerinnen und Schülern
nichtdeutscher Herkunftssprache“ vom 21.7.2005 – 26 – 81
625 – VORIS 22 410

Anlage2
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Mustervordruck für ein Zertifikat gemäß Nr. 9.1.2 des Erlasses „Integration und Förderung von Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher

Herkunftssprache“ vom 21.07.2005 – 26 – 81 625 – VORIS 22 410

                                    _______________________________________

             (Bezeichnung der Schule)

Zertifikat über die Leistungen
in der Herkunftssprache ___________________

(Vor- und Zuname der Schülerin oder des Schülers)

geboren am_________________________________ in ____________________________

hat  vom ersten bis zum vierten Schuljahrgang am herkunftssprachlichen Unterricht in

________________________ teilgenommen.

(Herkunftssprache)

Sie/Er erhält am Ende des vierten Schuljahrgangs für ihre/seine Leistungen im her-

kunftssprachlichen Unterricht

die Gesamtnote ___________________________

_______________, den _______________________

(Ausstellungsort)          (Datum der Ausstellung)

_____________________________ __________________________

(Lehrkraft für den (Schulleiterin oder Schulleiter)
herkunftssprachlichen Unterricht)


